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2. ZUSAMMENGEFASSTE ZIELE,
MASSNAHMEN UND KOSTEN

Zur besseren Übersicht werden die Ziele, Maßnahmen
und Kosten des Nordrhein-Westfalen-Programms 1975
zunächst in der Kurzfassung der einzelnen Abschnitte
dargestellt.

2.1 Teil 3.: Arbeit und Wirtschaft

Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum
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raturreaktoren mit unmittel¬
bar angeschlossener Helium¬
gasturbine; größerer Anteil
der Kernenergie an der
Stromerzeugung; Anwendung
von Prozeßwärme insbeson¬
dere zur Kohlevergasung,
Erzverhüttung und Herstel¬
lung chemischer Rohstoffe.
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peraturreaktors als Prototyp
und Projektierung eines Lei¬
stungsreaktors mit Helium¬
gasturbine; Errichtung eines
Sonderforschungsbereiches
„Prozeßwärme" an der Kern¬
forschungsanlage Jülich.
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Bergbauanpassung (3.121)

Steigerung der Leistung und
Wettbewerbsfähigkeit des
Steinkohlenbergbaues.

Fortführung der beschlosse¬
nen Maßnahmen zur Absatz¬
sicherung und zur Entlastung
des Bergbaues von Kosten
der Unternehmens- und Be¬
triebskonzentration.

880 Mio DM

Steinkohlenverstromung (3.122)

Sicherung eines angemesse-
r\ /"\t~\ A 4"/*\i1r~»/Hr\ y O +r\ In 1//~\\r\1t~\ /~ir~inen Amens aer oieinKonie an
der Stromversorgung.

Gewährung von Zuschüssen
und steuerlichen Hilfen nach
den beiden Verstromungsge-
setzen.

235 Mio DM

Kohletechnik (3.123)

Steigerung der Leistung und
Wettbewerbsfähigkeit des
Steinkohlenbergbaues; Erhö¬
hung der Grubensicherheit;
Rpkämnflinn Hpr Rpnrf<5-LJC r\ Cl!II|J ILII iy UCI UCI LIIo
krankheiten des Bergmanns.

Verbesserung bestehender
und Entwicklung neuer Ver¬
fahren und Einrichtungen zur
Gewinnung, Förderung, Auf-
horoitiinn 11nH X/oroHoli inn r\p^riJ t? i c i l Li11y uiiu v ci cuciui ly uci
Steinkohle.

92,5 Mio DM

Gas (3.13)

Weitgehende Umstellung der
öffentlichen Gasversorgung
auf Erdgas mit dem Ziel einer
Energiepreissenkung.

Weiterer Ausbau des Gasfern- ■
leitungsnetzes.

Keine

Stromversorgung (3.14)
Sicherung einer ausreichen¬
den, betriebssicheren und ko¬
stengünstigen Elektrizitäts¬
versorgung durch leistungs¬
fähige Stromerzeugungs- und
Stromverteilungsunterneh¬
men.

Unterstützung der Bemühun¬
gen zur Zusammenarbeit oder
zum Zusammenschluß von öf¬
fentlichen Stromerzeugungs¬
und Stromverteilungsunter¬
nehmen; Unterstützung der
Bemühungen des Bundes zur
Reform des Konzessionsab¬
gabewesens.

Keine
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Langfristige Ziele

Wirtschaftswachstum (3.2)

Steigerung des Wirtschafts¬
wachstums durch Auflocke¬
rung einseitiger Wirtschafts¬
strukturen und wirtschaftliche
Stärkung von Problemgebie¬
ten.

Agrarwirtschaft, Produktions¬
und Betriebsstruktur (3.31)

Verbesserung der Einkom¬
mens- und Lebensbedingun¬
gen der landwirtschaftlich
Erwerbstätigen; Schaffung
ausreichend großer Betriebs¬
einheiten, die die Anwen¬
dung neuzeitlicher Produk¬
tionstechniken gestatten und
langfristig rentabel bewirt¬
schaftet werden können.

Landentwicklung (3.32)

Flurbereinigung mit Folge¬
maßnahmen in der gesamten
ländlichen Zone und im Bal¬
lungsrandgebiet; Modernisie¬
rung der Lebensgrundlage
der Dörfer.

Marktstruktur (3.33)

Verbesserung der Marktstruk¬
tur im Interesse der gesam¬
ten Agrarwirtschaft.

Berufsstruktur (3.41)

Hohe Durchsichtigkeit der zu¬
künftigen Berufsstruktur und
ein besseres Arbeitsplatzan¬
gebot für Frauen.

Maßnahmen bis 1975

Schwerpunktmäßig standort¬
bezogene Förderung der An-
siedlung neuer Betriebe oder
der Errichtung neuer zusätz¬
licher Fertigungen in beste¬
henden Betrieben durch Bei¬
hilfen und Bürgschaften; be¬
sondere Berücksichtigung von
Entwicklungsschwerpunkten
im ländlichen Raum; Förde¬
rung in enger Verbindung mit
den Städtebaumaßnahmen
(5.2).

Investitions- und Umstel¬
lungsbeihilfen für Vollerwerbs¬
betriebe und aufstockungs¬
fähige Betriebe; Förderung
von Kooperationsformen; Auf¬
stockung landwirtschaftlicher
Betriebe, insbesondere über
die Zupacht; Beratung und
Ausbildung zu moderner Be¬
triebsführung.

Ausbau der Flurbereinigungs¬
behörden zur Neuordnung
von jährlich 50 000 ha; Aus¬
bau der Wirtschaftswege; För¬
derung der Ansiedlung und
der baulichen Maßnahmen in
Altgehöften.

Schaffung eines wettbewerbs¬
fähigen Marktes mit leistungs¬
fähigen Betrieben auf der Be¬
arbeitungsstufe sowie im Han¬
del; Förderung von Erzeuger¬
gemeinschaften.

Aufklärungsaktionen über die
Zukunftsaussichten verschie¬
dener Berufe; Schaffung wei¬
terer geeigneter Arbeitsplätze
für Frauen; Errichtung von
zwei Instituten für Berufsfor¬
schung und für Arbeitsfor¬
schung in Köln und Bochum.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

730 Mio DM

104 Mio DM

492 Mio DM

135 Mio DM

20 Mio DM
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Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

Fortbildung und Umschulung (3.42)

Wesentlich verbesserte Mög¬
lichkeiten für Fortbildung und
Umschulung der Arbeitneh¬
mer.

Aufbau regionaler Umschu¬
lungseinrichtungen mit Lehr¬
werkstätten; Stipendien an
Fortbildungs- und Umschu¬
lungsteilnehmer; spezielle
Umschulungsprogramme für
landwirtschaftlich Erwerbstä¬
tige; Errichtung von Betrieben
zur Beschäftigung älterer,
schwer vermittelbarer Arbeit¬
nehmer.

73,5 Mio DM

1
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2.2 Teil 4.: Bildung und Forschung

Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

Vorklasse (4.111)

Nach Durchführung des
Schulversuchs „Vorklasse"
wird die Landesregierung ent¬
scheiden, ob alle Kinder, die
das 5. Lebensjahr vollendet
haben, in Vorklassen der
Grundschule von Sozialpäd¬
agogen und von Lehrern auf
das schulische Lernen vorbe¬
reitet werden.

Der Schulversuch „Vorklasse"
wird mit 50 Klassen durchge¬
führt.

1,5 Mio DM

Grundschule (4.112)

Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts.

Einführung erprobter neuer
Richtlinien und Lehrpläne zur
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts ab 1973; Bau
von 2000 Mehrzweckräumen
für den Fach- und Förder¬
unterricht.

160 Mio DM

Schulkindergarten (4.113)

Differenzierte Hinführung al¬
ler Kinder zur Schulreife in
Schulkindergärten oder Vor¬
klassen.

Ein Netz von Schulkindergär¬
ten wird so ausgebaut, daß
alle nicht schulreifen Kinder
zur Schulreife geführt werden
können; 320 Schulkindergär¬
ten werden 1970, 480 von
1971 bis 1975 errichtet.

52 Mio DM

Hauptstufe des Schulwesens (4.12)
Ausdehnung der Schulpflicht
(Vollzeitschule) auf die Klas¬
se 10; Möglichkeit des mittle¬
ren Abschlusses an der
Hauptschule (Klasse 10); in¬
nere Differenzierung in allen
Formen der Hauptstufe; Ko¬
operation und Verflechtung
aller Formen der Hauptstufe;
Entwicklung entsprechender
Lehr- und Lerninhalte.

Ausstattung der Hauptschule
mit 1,4 Lehrern je Klasse; 10.
Klasse als Angebot (Aufbau¬
klasse der Hauptschule und
10. Klasse Fachoberschule)
für etwa 20 Prozent eines
Hauptschuljahrganges; Revi¬
sion der Lehrpläne der
Hauptstufe.

35 Mio DM
(Bauausgaben)

Kollegstufe (4.13)

Einführung der Kollegstufe
als selbständige in sich dif¬
ferenzierte Schulform; Ent¬
wicklung der Tages- und
Abendkollegs insbesondere
in den studienbezogenen
Schwerpunkten mit entspre¬
chender Anrechnung von Stu¬
dienzeiten auf das Hochschul¬
studium.

Ausbau der Fachoberschule;
Revision der Lehrpläne, Lern¬
inhalte und der Lehr- und
Lernformen aller Arten des
Kollegs; 30 Schulversuche des
integrierten Kollegs; moder¬
nere Gestaltung der Tages¬
und Abendkollegs.

137,5 Mio DM
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Langfristige Ziele

Gesamtschule (4.14)

Erprobung und — soweit das
Ergebnis des Schulversuchs
dies zuläßt — allgemeine Ein¬
führung der Gesamtschule;
Integration des gesamten
Schulwesens.

Ganztagsschule (4.15)

Allgemeine Einführung der
Ganztagsschule in der Haupt-
und Kollegstufe.

Sonderschulen (4.16)
Ausbau der Sonderschulen
für Lernbehinderte zu doppel¬
zügigen Schulen; Umwand¬
lung aller Sonderschulen in
Ganztagsschulen.

Berufliche Bildung (4.17)
Allgemeine Einführung des
Berufsgrundschuljahres mit
Vollzeitunterricht.

Berufliche Fachbildung (4.172)
Differenzierte Neuordnung
des Verhältnisses von Berufs¬
schulunterricht und betrieb¬
licher Ausbildung nach allge¬
meiner Einführung des Be¬
rufsgrundschuljahres; Verbes¬
serung der beruflichen Fach¬
bildung durch Einrichtung
überbetrieblicher Ausbil¬
dungswerkstätten des Hand¬
werks und der kleinen und
mittleren Industriebetriebe.

Maßnahmen bis 1975

Durchführung von 30 Gesamt¬
schulversuchen; Schulneubau¬
ten werden in der Regel nur
gefördert, wenn eine Gesamt¬
schulanlage oder wenigstens
ein als Gesamtschule ver¬
wendbares Schulzentrum ge¬
plant oder wenn die Ausbau¬
möglichkeit zu einer Gesamt¬
schulanlage gesichert ist.

100 Schulen der Hauptstufe
werden als Ganztagsschulen
eingerichtet; ab 1972 Zulas¬
sung des auf fünf Tage ver¬
teilten Unterrichts an geeig¬
neten Schulen.

Einführung der Ganztags¬
schule bei 30 Prozent der
Sonderschulen; neue Richt¬
linien und Lehrpläne für die
Sonderschulen ab 1973; Erar¬
beitung verbesserter Verfah¬
ren zur Ermittlung der Son¬
derschulbedürftigkeit; Zusam¬
menfassung der Klassen 7
bis 10 zu mindestens doppel¬
zügigen Systemen in verdich¬
teten Gebieten.

Einrichtung von Angebots¬
klassen des Berufsgrund¬
schuljahres für rund 10 Pro¬
zent des jeweiligen Jahr¬
gangs (ohne die Besucher
weiterführender Schulen).

Differenzierte Neuordnung der
Anteile von Berufsschule und
betrieblicher Ausbildung; Ver¬
handlung des Landes mit den
Spitzenorganisationen der
Wirtschaft über die staatliche
Förderung der Einrichtung
überbetrieblicher Lehrwerk¬
stätten.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

75 Mio DM
(Mehrbedarf)

75 Mio DM
(Baumehrkosten)

40 Mio DM
(Baukosten)

110 Mio DM
(Baukosten)

20 Mio DM
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Langfristige Ziele

Bildungsberatung (4.18)

Schulbegleitende Bildungsbe¬
ratung im ganzen Land.

Programmgesteuerte Unterweisung (4.191)
Einsatz von Sprachlehranla¬
gen und insbesondere von
Lernprogrammen in grund¬
sätzlich allen großen Schulen
des Landes.

Bildungsfernsehen (4.192)
Umfassender Einsatz des Bil¬
dungsfernsehens in Schule,
Hochschule, Fortbildungsein¬
richtungen und in derErwach-
senenfernbildung.

Lehrerbildung (4.21)

Gliederung des Lehrerberufs
nach Stufen; Stufenausbildung
für alle Lehrer an Univer¬
sitäten; regelmäßige Weiter¬
bildung für Lehrer.

Hochschulzugang (4.51)
Abstimmung des Studien¬
platzangebotes mit den Stu¬
dienwünschen aller zum Stu¬
dium Befähigten und den Be¬
rufsvorausschätzungen.

Maßnahmen bis 1975

Einrichtung von Beratungs¬
stellen an den Gesamtschulen
und in allen großen Schulzen¬
tren; Einrichtung zentraler Be¬
ratungsstellen für die übri¬
gen Schulen auf der Ebene
der Kreise und kreisfreien
Städte.

Großversuch mit dem Ein¬
satz von Lernprogrammen
und Sprachlehranlagen;Erfor¬
schung und Erprobung neuer
Techniken der Wissensver¬
mittlung an dem Landesinsti¬
tut für pädagogisch-didak¬
tische Forschung (4.85).

Ausstattung der weiterführen¬
den Schulen mit Fernseh- und
Aufzeichnungsgeräten.

Schaffung der rechtlichen, or¬
ganisatorischen und inhaltli¬
chen Voraussetzungen für das
Konzept des Stufenlehrers;
Einsatz von Lehrern anHaupt-
und Realschulen in den Klas¬
sen 5 bis 10 aller Schulfor¬
men; Einrichtung von Fortbil¬
dungskursen für Lehrer an
den Hochschulen; Ausbildung
von pädagogisch-technischen
Assistenten.

Neubestimmung der Hoch¬
schulreife; Entwicklung eines
sachgerechten Zulassungsver¬
fahrens für eine Übergangs¬
zeit; Einrichtung einer zentra¬
len Informationsstelle; Erstel¬
lung des Generalplans der zu
schaffenden Studienplätze im
Hochschulbereich.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

13 Mio DM
(Personalkosten)

5 Mio DM

26 Mio DM

18,5 Mio DM

5,8 Mio DM
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Langfristige Ziele

Reform der Studiengänge (4.52)
Konzentration des Studiums.

Hochschuldidaktik (4.53)

Verbesserung von Aufbau
und Methode der Lehre und
des Studiums.

Studienberatung (4.54)

Orientierung im Studium und
damit Verminderung von Fehl¬
leitung und Fehlentscheidung
im Studium.

Aufbaustudium und Kontaktstudium (4.55)
Ergänzung der Hochschulaus¬
bildung durch Aufbau- und
Kontaktstudiengänge ent¬
sprechend dem Fortschritt
der Wissenschaften und dem
Wandel der Berufsanforde¬
rungen.

Fernstudium (4.56)
Effektivere Gestaltung des
Studiums besonders für Stu¬
dienanfänger und im Kontakt¬
studium.

Lehrkörper (4.57)
Funktionsgerechte Verteilung
der Aufgaben der Mitglieder
des Lehrkörpers.

Neue Hochschulen (4.61)

Ausreichendes Angebot an
Studienplätzen, besonders in
den Lehramtsfächern und in
den Naturwissenschaften.

Maßnahmen bis 1975

Berufung von Kommissionen
zur Erarbeitung von Modell¬
studiengängen; deren Erpro¬
bung in Hochschulversuchen;
Einsetzung von Studiendeka¬
nen; Einführung des Studien¬
jahres.

Bildung von hochschuldidak¬
tischen Arbeitsgruppen und
interdisziplinären Forschungs¬
gruppen für Hochschuldidak¬
tik an den Hochschulen des
Landes; Ausbau der Arbeit in
kleinen Gruppen.

Berufung hauptamtlicher Stu¬
dienberater oder Einrichtung
von Studienberatungsstellen.

Einrichtung von Aufbau- und
Kontaktstudiengängen; Be¬
reitstellung von Stipendien;
Bereitstellung von Promo¬
tionsstipendien.

Gründung eines interuniversi¬
tären Zentrums für das Fern¬
studium und Einrichtung ent¬
sprechender Betreuungsstel¬
len an den Hochschulen.

Neugliederung des Lehrkör¬
pers unter Einführung von
Assistenzprofessoren; verbes¬
serte Verfahren zu seiner
Ergänzung; Zuordnung der
Mitarbeiter sowie der Sach¬
ausstattung zu den Fachbe¬
reichen.

Aufbau von acht neuen Uni¬
versitäten: Änderung des Sta¬
tusgesetzes der Pädagogi¬
schen Hochschulen.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

1,8 Mio DM

50 Mio DM

12 Mio DM

33 Mio DM

49,5 Mio DM

Keine

Keine
(4.64)

11



Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

Fachhochschulen (4.62)
Fachhochschulen mit einem
umfassenden Lehrangebot.

Errichtung von mindestens 13
Fachhochschulen.

Keine
(4.64)

Gesamthochschulen (4.63)

Sicherung eines umfassenden
Lehrangebotes im gesamten
Hochschulbereich; rationelle
Ausnutzung von Einrichtun¬
gen derForschung und Lehre.

Kooperation der Universitä¬
ten, TH Aachen, neuen Uni¬
versitäten, Sporthochschu¬
len, Kunsthochschulen, Mu¬
sikhochschulen und Fach¬
hochschulen in Gesamthoch¬
schulen.

Keine
(4.64)

Neue Studienplätze (4.64)
Erhöhung der Jahrgangs¬
quote der Hochschulzugänge
auf über ein Fünftel bis 1980;
ausreichende Studienplätze
im Gesamthochschulbereich.

Schaffung von 42 000 neuen
Studienplätzen im Hochschul¬
bereich; schrittweise Dek-
kung des Nachhol- und Sa¬
nierungsbedarfs; regionaler
und fachlicher Ausgleich im
Hochschulausbau; Errichtung
\ff^in Ol IcnolQnQrton AJ~»ta!liinVUII dUoyölaycricri MUlcIlun-
gen der Hochschulen mit 2000
Studienplätzen insgesamt;
Steigerung der laufenden
Ausgaben für die Hochschu¬
len jährlich im Durchschnitt
um 18 Prozent.

8650 Mio DM

Studentenwohnheime (4.65)

Sicherung genügender Unter¬
kunftsmöglichkeiten für die
Studierenden.

Erstellung von 28 000 Wohn¬
heimplätzen.

200 Mio DM

Hochschulplanung und
Hochschulbauplanung (4.66)

Wissenschaftlich fundierte
Hochschulplanung und Hoch¬
schulbauplanung.

Aufstellung von Rahmen-,
Struktur- und Entwicklungs-
sowie Schwerpunktplänen für
den Hochschulbereich; Betei¬
ligung des Hochschulpla-
nungsbeirates an der Ent¬
wicklung von Studienreform-
modellen für den Hochschul¬
bereich; Aufbau eines ein¬
heitlichen Systems der Daten¬
erhebung für alle Hochschu¬
len des Landes und Bildung
von Informations- und Pla¬
nungsgruppen; Einrichtung
von Schulungsmöglichkeiten
für Wissenschaftsverwaltung;
Aufbau einer Forschungsein¬
richtung für Hochschulpla¬
nung; Einrichtung eines zen¬
tral geführten Planungsbüros
für Hochschulbauten.

12,5 Mio DM
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Langfristige Ziele

Erwachsenenbildung, Verbundsystem (4.71)

Integration der Erwachsenen¬
bildung in das Gesamtbil¬
dungssystem.

Zentren der Erwachsenenbildung (4.72)
Schaffung der baulichen Vor¬
aussetzungen für das System
der Erwachsenenbildung.

Forschungsprogramm (4.81)
Stärkung des Forschungspo¬
tentials im Lande.

Forschungsorganisationen
an den Hochschulen (4.82)

Erhöhung des Forschungs¬
potentials des Landes.

Friedensforschung (4.84)

Verbesserung der wissen¬
schaftlichen Voraussetzungen
zur Erhaltung des Friedens.

Pädagogisch-didaktische Forschung (4.85)

Konzentrierte Erforschung
moderner Lehr- und Lernver¬
fahren zur Steigerung der
Leistungsfähigkeit unseres
Bildungswesens.

Landes- und Stadtentwicklungsforschung (4.86)
Durch Landes- und Stadtent¬
wicklungsforschung sollen
Grundlagen und Entschei¬
dungshilfen für die Landes¬
planung, Regionalplanung,
Entwicklungsplanung und
Bauleitplanung (einschließlich
Finanzplanung) erarbeitet
werden.

Maßnahmen bis 1975

Gesamtvorlesungsverzeich¬
nisse zum Angebot an Er¬
wachsenenbildung minde¬
stens in Kreisen und kreis¬
freien Städten; regionaler
Verbund der Träger; Koordi¬
nierung der Veranstaltungen;
verbesserte Verbindungen
zum Fernstudium; Vorberei¬
tung der Stoff- und Niveau¬
angleichung für qualifizierte
Abschlüsse, jedoch vorab
Ausbau der systematischen
Lehrgänge zur Vorbereitung
auf Schulabschlüsse.

Einbeziehung von Erwachse¬
nenbildungsstätten in Schul¬
zentren.

Periodisch fortgeschriebenes
Landesforschungsprogramm.

Zusammenschluß isolierter
Institute zu größeren Einhei¬
ten; sachgerechte Verteilung
der Einnahmen an „For¬
schungsgebühren".

Gründung einer Einrichtung
für Friedensforschung.

Errichtung eines Zentralinsti¬
tuts zur Erforschung von
Lehr- und Lernverfahren.

Errichtung eines Instituts für
Landes- und Stadtentwick¬
lungsforschung durch das
Land.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

35 Mio DM

5 Mio DM

Keine

Keine

4,5 Mio DM

69 Mio DM

7 Mio DM
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Langfristige Ziele

Biomedizinische Technik (4.87)
Verbesserung der Kranken¬
versorgung.

Vorausschau
in Naturwissenschaft und Technik (4.88)

Verbesserung der anwen-
dungsbezogenen Umsetzung
naturwissenschaftlicher und
technischer Forschung.

Maßnahmen bis 1975

Gründung eines Instituts für
Biomedizinische Technik.

Gründung eines Instituts für
Naturwissenschaft und Tech¬
nik.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

5,5 Mio DM

8 Mio DM
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2.3

Langfristige Ziele

Teil 5.: Planung, Bau und Verkehr
Maßnahmen bis 1975

Landesplanung (5.1)

Das gesamte Landesgebiet
muß unter ständiger Erwei¬
terung und Vertiefung der
Zielaussagen durch landes-
planerische Pläne abgedeckt
werden.

Städtebau (5.2)

Verbesserung der Leistungs¬
fähigkeit der Verdichtungs¬
gebiete Bielefeld, Münster
und Aachen durch regionale
Schnellverkehrsmittel.

Verdichtungsgebiet Rhein-Ruhr (5.212)

Konzentration der Siedlungs¬
entwicklung des Verdich¬
tungsgebietes Rhein-Ruhr an
Haltestellen des S-Bahn- und
Stadtbahnnetzes.

Städtebauförderung und Dorferneuerung
in den ländlichen Gebieten (5.22)

Ausbau von Entwicklungs¬
schwerpunkten in den länd¬
lichen Gebieten für einen hö¬
heren Versorgungsstandard;
bessere Arbeitsteilung im
Nahversorgungsbereich.

Standortprogramme
und Standortförderung (5.23)

Erstellung von mittel- und
langfristigen Standortpro¬
grammen für Entwicklungs¬
schwerpunkte außerhalb der
Ballungskerne, für Stadt- und
Stadteilzentren an S-Bahn-
und Stadtbahnhaltestellen
und für besonders geeignete
Gemeinden mit zentralörtli¬
cher Bedeutung; standortbe¬
zogener, koordinierter Einsatz
der Investitionsmittel von
Gemeinde, Land und Bund.

Die Landesentwicklungspläne
III, IV und V werden erst¬
malig aufgestellt;das Landes¬
entwicklungsprogramm und
der Landesentwicklungsplan I
werden überarbeitet. Außer¬
dem werden rund 30 Gebiets¬
entwicklungspläne erstmalig
oder neu aufgestellt.

Ausbau von 14 Stadt-
Stadtteilzentren.

und

Bevorzugte Förderung der
Entwicklung einer Auswahl
aus 74 Stadt- und Stadtteil¬
zentren an S-Bahn- und
Stadtbahnhaltestellen.

Vorrangige Förderung beson¬
ders geeigneter Entwick¬
lungsschwerpunkte und zen¬
traler Orte in den ländlichen
Gebieten; Dorferneuerung.

Veröffentlichung von Richt¬
linien der Landesregierung
über Form und Inhalt von
Standortprogrammen bis
Ende 1971; Erarbeitung der
Programme durch die Ge¬
meinden.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

2 Mio DM

Sind in den
Abschnitten 5.24
und
5.36 enthalten

Sind in den
Abschnitten 5.24
und
5.36 enthalten

Sind in den
Abschnitten 5.24
und
5.36 enthalten

Verwaltungs¬
kosten; soweit
sich das
Land an den
Kosten beteiligt,
sind Mittel im
Abschnitt 5.24
enthalten
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Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

m _ ■ £m*_. _■_ |—Xf ■■_1■ ■_ / m ä m\Ausgaben für den Städtebau (5.24)
Ausbau aller Entwicklungs¬
schwerpunkte außerhalb der
Ballungskerne, der Stadt- und
Stadtteilzentren an S-Bahn-
und Stadtbahnhaltestellen
und besonders geeigneter
Gemeinden mit zentralörtli¬
cher Bedeutung.

Ausbau von ausgewählten
Entwicklungsschwerpunkten,
Stadt- und Stadtteilzentren
und Gemeinden mit zentral¬
örtlicher Bedeutung.

1254 Mio DM

Wohnungsbau (5.3)

Versorgung der Bevölkerung
mit ausreichenden und preis¬
werten Wohnungen an zu¬
kunftssicheren Standorten.

Bau von rund 200 000 Neu¬
bauwohnungen und Erneue¬
rung von rund 250 000 Altbau¬
wohnungen mit Vorrang an
Entwicklungsschwerpunkten,
in Stadt- und Stadtteilzentren
an S-Bahn- und Stadtbahn¬
haltestellen und in zentralen
Orten.

4327 Mio DM

Bundesfernstraßen (5.41)
Verdichtung des Netzes vier-
und mehrspuriger, autobahn¬
gleicher Straßen, so daß im
allgemeinen keine größere
Entfernung als 10 km zur
nächsten Bundesautobahn
oder autobahngleichen Straße
besteht.

Neubau von 830 km vierspu¬
rigen Bundesfernstraßen und
320 km zweispurigen Straßen.

Keine
(Bundes¬
ausgaben)

Landstraßen (5.42)

Neubau oder grundlegender
Ausbau der im „Grünen Netz"
des Ausbauplans für die
Landstraßen erfaßten Strek-
ken.

Neu-, Um- und Ausbau von
etwa 2000 km Landstraßen;
Unterhaltungs- und Instand¬
setzungsmaßnahmen.

2650 Mio DM

Kommunale Verkehrsbauten (5.43)
Wesentliche Verbesserung der
Verkehrsverhältnisse in den
Gemeinden.

Förderung des Baues und
der Unterhaltung von Kreis-
und Gemeindestraßen; Bau
von U-Bahnen; Anlage von
besonderen Gleiskörpern für
Straßenbahnen; Bau von
Stadtbahnen im Rheingebiet.

3465 Mio DM

Höhengleiche Bahnübergänge (5.44)
Beseitigung aller verkehrsrei¬
chen höhengleichen Bahn¬
übergänge.

Beseitigung von 50 bis 60
höhengleichen Bahnübergän¬
gen.

83 Mio DM
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Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

Bahnen (5.5)

Modernisierung des Eisen¬
bahnbetriebes und des tech¬
nischen Streckenausbaues.

Elektrifizierung weiterer Strek-
ken, darunter Münster-
Rheine, Troisdorf—Siegen
und Altenbeken-Osnabrück-
Bentheim; Einschaltung in die
Überlegungen der Deutschen
Bundesbahn zur Strecken¬
führung einer Hochleistungs¬
schnellbahn; Empfehlungen
~7\ir \/orh&QQdri inn Hp r \/p r-Z.UI VCIUCÜOCIUIIL) UCI VCI

kehrsbedienung für den Wo-
chenenderholungsverkehr.

18 Mio DM

Städteschnellverkehr (5.52)

Verbindung der großen Zen¬
tren des Rhein-Ruhr-Gebietes
durch einen im Taktverkehr
fahrenden Städteschnellver¬
kehr mit Spitzengeschwindig¬
keiten von 200 km/h.

Verhandlungen mit der Deut¬
schen Bundesbahn; Ausbau
der Strecken Bonn-Köln-
Düsseldorf-Essen-Dortmund
und Köln-Wuppertal-Dort¬
mund.

Keine

S-Bahn Rhein-Ruhr (5 <i1"Mw uaiii i ni ich i nui Ii [J.jo i i

Aufbau der S-Bahn Rhein-
Ruhr als Teil eines regionalen
Schnellbahnsystems.

Inbetriebnahme von zehn
Strecken der S-Bahn Rhein-
Ruhr.

330 Mio DM

Stadtbahn Rhein-Ruhr (5.532)

Aufbau eines kreuzungsfreien
Stadtbahnnetzes im Rhein-
Ruhr-Gebiet bis etwa 1985.

Fortsetzung des Streckenaus-
.baues.

435 Mio DM

S-Bahn- und Stadtbahn Bielefeld (5.533)
Ausbau eines regionalen
Schnellbahnnetzes für den
Raum Bielefeld.

Verhandlungen mit der Deut¬
schen Bundesbahn übereinen
dichteren Taktverkehr; Vor¬
planungen einer S-Bahn; Aus¬
bau der Stadtbahn Senne¬
stadt-Bielefeld.

30 Mio DM

U-Bahnen und Straßenbahnen (5.54)

Verbesserung des öffentli¬
chen Nahverkehrs in den Ge¬
meinden in seinen Verteiler¬
und Zubringerfunktionen zum
regionalen Schnellbahnver¬
kehr; Erhöhung der durch¬
schnittlichen Reisegeschwin¬
digkeit.

Förderung des Baues von U-
Bahnen und stadtbahnähn¬
lichen Bahnen; Ausbau eige¬
ner Fahrspuren für Bus und
Straßenbahnen; Verhandlun¬
gen mit der Bundesregierung
über die Mitfinanzierung ei¬
gener Busspuren.

Sind in Abschnitt
5.43 enthalten.
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Langfristige Ziele

Verkehrsverbund (5.6)

Bildung von Verbundgebieten
für den regionalen Personen¬
nahverkehr im ganzen Land.

Wasserstraßen (5.7)

Anpassung derWasserstraßen
an die Verkehrsbedürfnisse
zur Hebung der Standort¬
gunst des Landes.

Flughäfen (5.8)

Betrieb von drei Verkehrsflug¬
häfen und mehreren Flughä¬
fen für den Regional- und Ge¬
schäftsluftverkehr.

Maßnahmen bis 1975

Bildung einer Arbeitsgruppe
Regionalverkehr; Musterver¬
einbarungen für Verkehrsver¬
bundgebiete; Durchführung
von mindestens drei Versu¬
chen in ländlichen Gebieten.

Ausbau des Rheins, der Ful¬
da, des Wesel-Datteln-Kanals,
des Rhein-Herne-Kanals, des
Datteln-Hamm-Kanals, des
Dortmund-Ems-Kanals, des
Mittelland-Kanals; Anlage ei¬
nes öffentlichen Hafens.

Ausbau der Verkehrsflug¬
häfen Köln-Bonn und Düssel¬
dorf; Planung des Verkehrs¬
flughafens Dortmund-Mün¬
ster; Ausbau von Flughäfen
für den Regional- und Ge¬
schäftsluftverkehr.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

Verwaltungs¬
kosten.

153,7 Mio DM

114 Mio DM
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2.4

Langfristige Ziele

Teil 6.: Freizeit und Kultur

Maßnahmen bis 1975

Tageserholung (6.11)
Die Verdichtungsgebiete müs¬
sen mit ausreichenden Tages¬
erholungsanlagen versorgt
werden.

Wochenend- und Ferienerholung (6.12)
Ausbau der Wochenend- und
Ferienerholung; Schaffung
neuer e^holungsgeeigneter
Wasserflächen.

Verschönerung der Stadtlandschaft (6.13)
Verschönerung der Stadtland¬
schaft.

Einheitliche Zuständigkeit (6.14)

„Freizeit" muß als expansiver
Gesellschaftsbereich erkannt
werden.

Sportstätten (6.21)

Die Zahl der Sportstätten
muß wesentlich erhöht wer¬
den, um ein ausreichendes
Angebot für die Bevölkerung
zu schaffen.

Sport-Leistungszentren (6.22)

Förderung des Spitzen- und
Leistungssports in regional
gegliederten Sport-Leistungs¬
zentren, die möglichst den
Hochschulen zugeordnet wer¬
den sollen.

Sportstadien (6.23)

Schaffung einer ausreichen¬
den, der Bevölkerungszahl
und den Sportbedürfnissen
entsprechenden Zahl großer
Stadien.

Errichtung von 20 Tageserho¬
lungsanlagen; Inangriffnahme
von 20 weiteren Tageserho¬
lungsanlagen.

Errichtung von 20 Anlagen
der Wochenenderholung; In¬
angriffnahme von 13 weite¬
ren Anlagen; Konzentration
von Förderungsmaßnahmen
der Ressorts auf Schwer¬
punkte der Ferienerholung:
Zusammenfassung der Fe¬
rienhausentwicklung auf ge¬
eignete Bereiche; Förderung
von zwei kommerziellen Frei¬
zeit-Großanlagen.

Beteiligung des Landes an
zwei Modellvorhaben.

Schaffung einer einheitlichen
Zuständigkeit für Freizeit und
Erholung bei einer obersten
Landesbehörde.

Die für den Bau von Sport¬
stätten vorgesehenen Lan¬
desmittel sind zu erhöhen.

Finanzielle Förderung von
22 Sport-Leistungszentren.

Finanzielle Förderung von
vier Großstadien und zehn
regional bedeutsamen Sta¬
dien.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

133 Mio DM

200 Mio DM

20 Mio DM

Keine

380 Mio DM

29 Mio DM

40 Mio DM
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Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

Theater- und Musikpflege (6.31)

Erhaltung der dichten und
vielseitigen Theaterlandschaft
Nordrhein-Westfalens; Steige¬
rung der Qualität der Orche¬
ster mit überörtlichen Aufga¬
ben; Erhöhung der Zahl der
Jugendmusikschulen.

Verstärkte Förderung von
künstlerisch besonders wert¬
vollen Inszenierungen der
kommunalen Theater; ver¬
stärkte finanzielle Förderung
der überörtlichen Musikpflege
und der Jugendmusikpflege;
Neubau für die Staatliche
Hochschule für Musik in Köln.

50 Mio DM
(Theater)
40 Mio DM
(Musikpflege)

Staatliche Museumspflege (6.32) ,
Abschluß der Förderung des
Neu- und Wiederaufbaues
von kommunalen Museen bis
1980; Fortsetzung der Förde¬
rung von Ausstellungen und
des Ausbaues der Sammel¬
bestände sowie der Bildungs¬
aufgabe der Museen.

Finanzielle Förderung der von
den Gemeinden beantragten
Neu- und Wiederaufbaupro¬
jekte; Neubau der Landes¬
galerie in der Landeshaupt¬
stadt Düsseldorf.

46 Mio DM

Kulturdenkmäler (6.33)

Wiederherstellung und Er¬
haltung der künstlerischen
und technischen Baudenk¬
mäler des Landes.

Beseitigung der noch vorhan¬
denen Kriegsschäden; Siche¬
rung und Restaurierung wert¬
voller profaner Baudenkmäler;
Erhaltung technischer Kultur¬
denkmäler.

70 Mio DM

Bibliothekswesen (6.34)

Neuordnung und Rationalisie¬
rung des gesamten Biblio¬
thekswesens.

Aufstellung einer bibliotheka¬
rischen Regionalplanung; Er¬
höhung der Globalmittel für
die Förderung des Bücherei¬
wesens und der Zuschüsse
für wissenschaftliche Biblio¬
theken, deren Träger nicht
das Land ist.

22,7 Mio DM
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2.5

Langfristige Ziele

Teil 7.: Gesundheit und Soziales

Maßnahmen bis 1975

öffentliches Gesundheitswesen (7.1)

Verbesserung des Gesund¬
heitsschutzes, der Gesund¬
heitsaufsicht sowie der Ge¬
sundheitsfür- und -Vorsorge
durch hochspezielle Ausbil¬
dung der Ärzte im öffentli¬
chen Gesundheitswesen.

' Lebensmittel und Arzneimittel (7.2)

Verbesserung der Lebensmit¬
telüberwachung auf Kreisebe¬
ne; Schaffung eines „lebens¬
mitteltechnischen Kontroll¬
dienstes"; wesentliche Stei¬
gerung der Anzahl der Arz¬
neimitteluntersuchungen.

Behindertenbetreuung (7.3)

Möglichst früh einsetzende
Maßnahmen der Eingliede¬
rung für Körperbehinderte,
Sinnesgeschädigte und gei¬
stig-seelisch behinderte Men¬
schen.

Krankenhäuser (7.4)

Die Bevölkerung aller Landes¬
teile muß nach einem drei¬
stufigen System der Versor¬
gungsbereiche durch ausrei¬
chend große und leistungs¬
fähige Krankenhäuser ver¬
sorgt werden.

Beteiligung des Landes an
dem Aufbau einer Akademie
für öffentliches Gesundheits¬
wesen in Düsseldorf.

Vorlage eines Gesetzes über
den Lebensmittelchemiker;
Ausbildungs- und Prüfungs¬
ordnungen für Lebensmittel¬
chemiker und Lebensmittel¬
kontrolleure; Konzentration
der Chemischen Untersu¬
chungsämter; Ausbau des
Chemischen Landesuntersu¬
chungsamtes in Münster.

Förderung von Einrichtungen
für die Eingliederung behin¬
derter Menschen, die einen
Daueraufenthalt in einer An¬
stalt entbehrlich machen, wie
Tages- und Nachtkliniken,
Sonderkindergärten, Anlern¬
werkstätten, Beschützende
Werkstätten und ähnliche Ein¬
richtungen.

Förderung des Baues von
Krankenhäusern im Umfang
von rund 3500 Betten jährlich;
verstärkte Förderung des
Baues von Krankenhäusern
der zweiten und dritten Ver¬
sorgungsstufe, von geriatri-
schen Kliniken und von In¬
tensivpflegestationen; Vor¬
rang des Baues von Kran¬
kenhäusern in Entwicklungs¬
schwerpunkten und beson¬
ders geeigneten zentralen
Orten ländlicher Gebiete so¬
wie Vorrang von Ergänzungs¬
bauten in Verdichtungsgebie¬
ten.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

1 Mio DM

26 Mio DM'

30 Mio DM

1311 Mio DM
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Langfristige Ziele

Arbeitsunfallverhütung (7.5)
Die Zahl der Berufsunfälle
und Berufskrankheiten, ins¬
besondere die mit tödlichem
Ausgang und die, die zur
Frühinvalidität führen, muß
gesenkt werden.

Kindergärten (7.6)

Jedes Kind muß die Möglich¬
keit haben, einen von sozial¬
pädagogischen Fachkräften
betreuten Kindergarten ge¬
bührenfrei zu besuchen,
wenn dies von den Eltern
gewollt wird.

Altenhilfe (7.7)

Die Altenerholung ist stark
auszubauen und zu verbes¬
sern; älteren Bürgern müssen
angemessene Wege zur Bil¬
dung und Fortbildung eröff¬
net werden; das Land wird
sich dafür einsetzen, daß äl¬
teren Menschen langfristig
ärztliche Vorsorgeuntersu¬
chungen kostenlos angeboten
werden können.

Wohnungen und Heime
für alte Menschen (7.72)

In Nordrhein-Westfalen müs¬
sen etwa 110 000 Plätze in
Altenheimen oder Aitenwohn-
heimen und Krankenheimen
(Altenpflegeheimen) vorhan¬
den sein. Dabei ist ein Be¬
stand von mindestens 40 000
Altenwohnungen vorausge¬
setzt.

Maßnahmen bis 1975

Fortdauernde Aufklärungs¬
tätigkeit; Einrichtung eines
Instituts für Unfallforschung
und Sicherheitstechnik.

Förderung des Ausbaues von
rund 200 000 Kindergarten¬
plätzen; Erhöhung der Aus¬
bildungskapazität der Fach¬
richtung Sozialpädagogik an
Fachhochschulen auf jährlich
etwa 500 Abschlüsse; Errich¬
tung von 15 Fachschulen für
Erzieher.

Die Altenerholung wird stär¬
ker und zugunsten eines grö¬
ßeren Kreises von Alten ge¬
fördert; das Bildungspro¬
gramm der Volkshochschule
für alte Menschen muß ange¬
messen ausgebaut werden.

Förderung von 30 000 Alten¬
wohnungen (auch solchen in
Altenwohnheimen), 7000 Plät¬
zen in Altenheimen und
10 000 Plätzen in Kranken¬
heimen (Altenpflegeheimen).

Landesausgaben im
Programmzeitraum

9 Mio DM

330 Mio DM

25 Mio DM
(Altenerholung)

550 Mio DM
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2.6

Langfristige Ziele

Teil 8.: Wasser, Abfall, Luft und Lärm

Maßnahmen bis 1975

Wasserversorgung (8.11)
Laufende Anpassung der Ver¬
sorgungskapazitäten und Ver¬
bundnetze an den steigenden
Bedarf; der Grad des An¬
schlusses an die zentrale
Wasserversorgung wird er¬
höht.

Abwasserklärung (8.12)

Die Einleitung ungeklärter Ab¬
wässer in die Gewässer muß
verhindert werden, so daß die
Selbstreinigungskraft nicht
überfordert wird; mindestens
60 Prozent der Einwohner des
Landes sind an mechanisch¬
biologische Kläranlagen anzu¬
schließen.

Talsperren (8.13)

Mitte der achtziger Jahre
müssen Talsperren mit einem
Gesamtstau räum von rund
1200 hm 3 vorhanden sein.

Abfallbeseitigung (8.2)

Die geordnete Ablagerung von
Abfällen muß für Einzugsbe¬
reiche von mindestens 20 000
Einwohnern durchgeführt
werden; Abfallkompaetierung
und Müllverbrennung müssen
in zentralen Anlagen für weit
größere Einwohnerbereiche
durchgeführt werden.

Reinhaltung der Luft (8.3)
Verringerung der stark durch
Luftverunreinigungen (Staub
und Schwefeldioxid) belaste¬
ten Gebiete an der Ruhr auf
geringe Restgebiete nach Ab¬
bildung 60.

Neben der laufenden Anpas¬
sung wird die Einrichtung
zentraler Wasserversorgungs¬
anlagen im Gebiet der Issel,
der Ems und der Weser vor¬
rangig gefördert.

Zur besseren Reinhaltung
des Rheins, der Ruhr und der
Wupper werden 14 größere
Abwasseranlagen und Klär¬
werke gebaut; im gesamten
Landesgebiet sind rund 300
Kläranlagen zu bauen; Ein¬
bringung eines Gesetzes über
einen einheitlichen Ruhrver¬
band.

Die Wupper-Talsperre, die
Obernau-Talsperre, die Wiehl-
Talsperre und der Kemnader
Stausee werden gebaut; ein
Gesamtstau räum von 1000
hm 3 wird erreicht.

Für den Bau oder die Ein¬
richtung kommunaler Abfall¬
beseitigungsanlagen, die den
Zielvorstellungen entspre¬
chen, gibt das Land erstmalig
Zuschüsse oder Darlehen.

Beseitigung oder Verminde¬
rung der Luftverschmutzung
bei etwa 100 größeren indu¬
striellen Anlagen.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

150 Mio DM

632 Mio DM

180 Mio DM

50 Mio DM

46 Mio DM
(bis 1973)
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Langfristige Ziele

Neue Quellen der Luftverunreinigung (8.32)

Wesentliche Verringerung der
Luftverunreinigung durch
Fluor, Kohlenwasserstoffe,
Chlor und zahlreiche mit che¬
mischen Prozessen verbunde¬
ne Geruchsstoffe.

Laufende Überwachung der Luftqualität (8.33)
Kontrolle aller wichtigen Luft¬
verunreinigungskomponen¬
ten.

Verminderung des Lärms (8.4)

Wesentliche Verbesserung
des Lärmschutzes.

Maßnahmen bis 1975

Untersuchungen in sechs Luft-
reinhaltegebieten und Einsatz
von Zinszuschüssen und Kre¬
diten für Verbesserungsmaß¬
nahmen; Zuschüsse für Ent¬
wicklungsaufgaben auf dem
Gebiet der Luftreinhaltung.

Durchführung eines neuen
Meßprogramms ab 1971; Luft-
reinhaltemaßnahmen bei
Koksheizungen und kohlebe¬
feuerten Einzelöfen; Über¬
wachung der Kraftfahrzeug¬
abgase.

Grundlagenuntersuchungen
über den Lärmschutz; Aufstel¬
lung eines Lärmkatasters im
Rahmen der Modelluntersu¬
chung; Förderung von Ent¬
wicklungen zu lärmarmen
Maschinen usw. und zur
Lärmdämmung von Gebäude¬
außenwänden, Fenstern und
Dächern.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

98 Mio DM

5 Mio DM

6,5 Mio DM
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2.7 Teil 9.: Regierung und Verwaltung

Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

Gebietsreform der Verwaltung (9.1)
Rationeller und übersichtli¬
cher Aufbau der Gesamtver¬
waltung mit einer wesentlich
herabgesetzten Zahl der Ver¬
waltungseinheiten.

Wegfall der Ämter; Auflösung
von mehr als drei Viertel der
Gemeinden, mehreren Krei¬
sen und sonstigen Verwal¬
tungseinheiten; Rückkehr
kleinerer kreisfreier Städte in
die Kreise.

Keine

Gerichtsorganisation (9.21)

Schaffung funktionstüchtiger
Amtsgerichte und Arbeitsge¬
richte in deckungsgleichen
Räumen mit Verwaltungsbe¬
zirken.

Aufhebung von 30 bis 40
Amtsgerichten und 10 bis 15
Arbeitsgerichten.

16 Mio DM

Wirtschaftskriminalität (9.22)
Wirksame Bekämpfung der
Wirtschaftskriminalität.

Personelle Verstärkung der
Schwerpunkt-Staatsanwalt¬
schaften und Intensivierung
der Fortbildung der Richter
und Staatsanwälte auf die¬
sem Spezialgebiet.

3 Mio DM

i

Strafvollzug (9.23)

Bessere Ausbildung der Voll¬
zugsbeamten und
Differenzierung des Strafvoll-
Zijnqtu y ö '

Errichtung sozialtherapeuti¬
scher Anstalten, eines Zen¬
tralkrankenhauses, weiterer
Strafvollzugsanstalten und
einer Schulungsstätte für
Strafvollzugspersonal.

192,5 Mio DM

Polizei (9.3)
Verbesserter Schutz des Le¬
bens, der Gesundheit und des
Eigentums der Bürger.

Personalvermehrung bei der
Polizei um etwa 10 Prozent;
Vergrößerung der Kreispoli¬
zeibehörden; Verbesserung
auf dem Gebiet des Fernmel¬
dewesens.

483 Mio DM
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Langfristige Ziele

Ausbildung (9.41)

Ausrichtung der Ausbildung
auf die Vermittlung von
Grund- und Methodenwissen.

Fortbildung (9.42)

Fortbildungssystem für alle
Angehörigen des öffentlichen
Dienstes.

Automation des Verwaltungsvollzugs (9.51)
Automatisierung aller dazu
geeigneten Verwaltungsauf¬
gaben.

Integrierte Datenverarbeitung zwischen Land,
Gemeinden und Bund (9.52)

Integrierte Datenverarbeitung
zwischen Land, Gemeinden
und Bund.

Datenverarbeitung als Führungshilfe (9.53)

Entwicklung der integrierten
Datenverarbeitung zum Füh¬
rungsinstrument.

Automationsgerechte Vorschriften (9.54)
Automationsfähiger Verwal¬
tungsvollzug muß durch auto¬
mationsgerechte Vorschriften
erleichtert werden.

Maßnahmen bis 1975

Reform des juristischen Stu¬
diums unter Stoffbeschrän-
kung bei stärkerer Berück¬
sichtigung der gesellschaft¬
lichen, wirtschaftlichen und
politischen Zusammenhänge;
Ausrichtung des Vorberei¬
tungsdienstes entsprechend
dem veränderten Studium auf
eine praktisch-methodische
Grundausbildung; Anpassung
und entsprechende Gestal¬
tung der Staatsprüfungen;
aus stärker verwaltungsbezo-
genen Studiengängen bei den
Wirtschafts- und Sozialwis¬
senschaften Übernahme einer
höheren Zahl von Bewerbern
in den Verwaltungsdienst.

Ausweitung der bisherigen
Maßnahmen der fachlichen,
übergreifend fachlichen und
allgemeinen Fortbildung;Ver¬
tiefung einer qualifizierten,
berufsbegleitenden Fortbil¬
dung für die Inhaber heraus¬
ragender Ämter; Bewertung
der Fortbildungsbereitschaft
bei Beurteilung und Förde¬
rung.

Automatisierung vor allem
des' Finanzwesens; Aufbau
des Rechenzentrums der Kri¬
minalpolizei.

Entwicklung eines Systems
der integrierten Datenverar¬
beitung; Einrichtung der Ver¬
gabeorganisation für Perso¬
nenkennzeichen.

Ausbau der Strukturdaten¬
bank und Entwicklung eines
Landesinformationssystems.

Entwürfe von Rechts- und
Verwaltungsvorschriften wer¬
den auf Automationsgerech¬
tigkeit überprüft.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

Keine

17 Mio DM

168 Mio DM

46 Mio DM

33 Mio DM

Keine
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Langfristige Ziele

EDV-Ausbildung für die Verwaltung (9.55)

Ausreichend geschultes Per¬
sonal als Voraussetzung zur
Einführung automatisierter
Verwaltungsverfahren in allen
Verwaltungsebenen.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (9.6)
Nutzen-Kosten-Untersuchun¬
gen und Kosten-Wirksamkeits-
Untersuchungen müssen bei
geeigneten Projekten von er¬
heblicher finanzieller Bedeu¬
tung durch ausgebildetes Per¬
sonal innerhalb der Landes¬
verwaltung durchgeführt wer¬
den.

Zusammenarbeit im Bundesstaat (9.71)

Aufstellung eines Bundes¬
entwicklungsprogramms.

Neugliederung der Länder
nach Art. 29 GG (9.72)

Neugliederung des Bundes¬
gebietes zur Erhaltung der
Arbeitsfähigkeit der bundes¬
staatlichen Ordnung.

Maßnahmen bis 1975

Aufbau einer gemeinsamen
EDV-Ausbildung für Landes¬
und Kommunalbedienstete in
Zusammenarbeit mit den
kommunalen Spitzenverbän¬
den; Einführung der Ver¬
waltungsangehörigen in die
Grundlagen der EDV durch
Fortbildungsveranstaltungen.

Nutzen-Kosten-Untersuchun¬
gen werden im Entwurf einer
neuen Landeshaushaltsord¬
nung vorgesehen; die wis¬
senschaftliche Theorie und
Anwendung von Nutzen-
Kosten-Untersuchungen in der
Verwaltung wird durch Er¬
richtung eines zusätzlichen
Lehrstuhls gefördert; auf ent¬
sprechende Ausgestaltung
der Prüfungsordnungen für
die Wirtschafts- und Sozial¬
wissenschaften wird hinge¬
wirkt.

Anregung der Landesregie¬
rung, als Vorbereitung für die
Rahmenplanung der Gemein¬
schaftsaufgaben ein Bundes¬
entwicklungsprogramm auf¬
zustellen.

Vorlage des Entwurfs eines
Gesetzes zur Neugliederung
des Bundesgebietes.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

26 Mio DM

1 Mio DM

Keine

Keine
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